
Badische Landesbibliothek Karlsruhe

Digitale Sammlung der Badischen Landesbibliothek Karlsruhe

Preßgesetz für das Grossherzogthum Baden

Baden

Karlsruhe, 1832

Commissionsbericht über die Änderungen der ersten Kammer in den zwei
ersten Titeln des Preßgesetzentwurfs

urn:nbn:de:bsz:31-143345

https://nbn-resolving.org/urn:nbn:de:bsz:31-143345


Commiſſionsbericht
ü ber

die Anderungen der erſten Kammer in den zwei erſten
Titeln des Preßgeſetzentwurfs .

Erſtattet vom dem Ageordneten Duttlinger .

Meine Herren !

Von den 31 Paragraphen der zwei erſten Titel des Preß⸗geſetzentwurfs in der Faſſung , die ihm durch Ihre Beſchlüſſe
gegeben worden , hat die erſte Kammer in ihrer vorgeſtrigen
Sitzung 27 unverändert , und 4 mit Aenderungen angenom⸗
men ; ſodann ferner 2 neue Paragraphen hinzugefügt .

Aenderungen haben erfahren die §§. 12 , 21 , 22 und 31 ,und neu hinzugekommen ſind ( eingeſchoben zwiſchen dem §. 29
und dem F. 30 unſerer Faſſung ) die §§. 39 und 40 des ur⸗
ſprünglichen Entwurfs der Regierung , der letztere jedoch mit
einer weſentlichen Abänderung .

Die Aenderungen , welche der §. 12 erfahren hat , beſtehendarin : à ) daß die Beſchränkung der Freiheit , welche der
Paragraph ausſpricht , nicht blos Zeitungen und Zeit⸗
ſchrift , in ſoweit ſie die Verfaſſung oder Verwaltung des
deutſchen Bundes oder einzelner deutſcher Bundesſtaaten
außer Baden zum Gegenſtande haben , ſondern auch nicht
periodiſche Schriften dieſes Inhalts treffen ſollen , wenn
ſie nicht über zwanzig Druckbogen enthalten ; b ) daßin unſerem Satze : „ nur mit Vorwiſſen , oder auf vorgängige
Genehmhaltung “ —ſtatt „ oder “ das Verbindungswort
„ und “ geſetzt worden iſt . Es lautet darnach der Paragraph ,wie er jetzt von der erſten Kammer gefaßt iſt , ſo :

§. 12 . „ Zeitungen und Zeitſchriften , in ſo weit ſie die
Verfaſſung oder Verwaltung des deutſchen Bundes , oder
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einzelner deutſcher Bundesſtaaten , außer Baden , zum Gegen⸗
ſtand haben, und andere Schriften dieſes Inhaltes , die nicht
über zwanzig Bogen im Druck ſtark ſind , ſollen nur mit Vor⸗
wiſſen und auf vorgängige Genehmhaltung der Staatsbehörde ,welche ſolche nur den nach den Beſtimmungen der § § . 18 bis
28 für ſtrafbar zu achtenden Schriften oder Schriftſtellen zuverſagen hat , zum Drucke befördert werden . “

Die Aenderung der § § 21 und 22 , die Beſtrafung der Preß⸗
vergehen gegen eine im Staate anerkannte Religionsgeſell⸗
ſchaft und gegen die Sittlichkeit betreffend , beſteht darin , daß
ſtatt „ Gefängnißſtrafe von acht Tagen bis zu ſechs Wochen “—geſetzt worden iſt : „ Gefängnißſtrafe bis zu drei Monaten “
—ſo daß kein Minimum des Strafmaßes beſtimmt , und das
Maximum deſſelben bis zum Doppelten erhöht wurde . Es
lauten darnach jetzt dieſe §ö. wie folgt :

§.21 . „ Wer eine im Großherzogthum anerkannte Religions⸗
geſellſchaft in Druckſchriften oder Bildwerken ( § . 2 ) , durch
Ausdrücke der Verachtung oder verächtliche Darſtellungen
angreift , oder der Verachtung preis zu geben ſucht , verfällt
in eine Geldſtrafe von 5 bis 100fl . , oder in eine Gefängniß⸗
ſtrafe bis zu drei Monaten . “

§. 22 . Wie in unſerer Faſſung , nämlich : „ In die näm⸗
liche Strafe ( §. 21 ) verfällt , wer durch Darſtellung unzüch⸗
tiger Gegenſtande in Druckſchriften oder Bildwerken ( § . 2 )
öffentliches Aergerniß gibt . “

Die zwei neuen Paragraphen . , die man zwiſchen dem
§. 29 und 30 eingeſchaltet hat , lauten folgendermaßen :

§. 29 a. „ Auch der auswärtige Verfaſſer , Redakteur ,
Verleger und Drucker kann vor die inlaͤndiſchen Gerichte ge⸗
zogen werden , wenn eine Schrift gegen das Inland oder
gegen einen Inländer einen ſträflichen Angriff enthält . “

§. 29 b. „ Wenn der ausländiſche Herausgeber einer Zei⸗
tung oder Zeitſchrift dem wider ihn ergangenen Urtheil nicht
genügt hat , und in einem Wiederholungsfalle nicht genügt ,
ſo kann die Zeitung oder Zeitſchrift auf die Zeit bis zu drei
Monaten gerichtlich verboten werden . “

Der §. 31endlich erhielt a ) eine andere Stellung , in⸗
dem er aus dem II . Titel , deſſen letzten Paragraphen er
bildete , weggenommen , und zum erſten Paragraphen des
III . Titels gemacht wurde ; ſodann aber pb) die Aenderung
im Inhalt , daß die Schlußſtelle des Paragraphen , lautend :



„ Ueber Schuld oder Nichtſchuld ſprechen Geſchworne, “ weg⸗
gelaſſen , und durch folgende Beſtimmung erſetzt wurde :
„ Der Titel III . ſoll jedenfalls beim nächſten Landtage , mit
Rückſicht auf das Inſtitut der Geſchwornengerichte , einer
Reviſion unterworfen werden . “

In der 166 . Sitzung vom 24 . Dezember , iſt die zweite
Kammer , auf Antrag des Abgeordneten Duttlinger , dieſen
Aenderungen ſo wie denen im Titel III . ohne weitere Be⸗
rathung beigetreten .

Es wurde hierauf am 25 . Dezember S . K. H. dem Groß⸗
herzog Leopold , die Faſſung des Geſetzes von einer
Deputation beider Kammern überreicht und dabei die unter⸗
thänigſte Bitte ausgeſprochen , daſſelbe bald ins Leben treten
zu laſſen ; welcher Bitte dieſer bürgerfreundliche Fürſt
auch durch das Geſetz vom 28 . Dezember — wornach das Preß⸗
geſetz den 1. März 1832 in Wirkſamkeit tritt — gnãdigſt
entſprochen hat .
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